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Drucksache 1276 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes und des 
Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- j 
rates das folgende Gesetz beschlossen: i 


Artikel 1 

Das Angestelltenversicherungsgesetz wird wie 
folgt geändert: 

1. Nach § 8 werden folgende neue §§ 8a und 8b 
eingefügt: 

,r§ 8a 

(1) Auf seinen Antrag wird von der Ver- 
sicherungspflicht befreit, wer nach Vollendung 
des 50. Lebensjahres erstmalig eine rentenver- 
sicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätig- 
keit aufnimmt. 

(2) Die Befreiung wirkt vom Beginn des Be- 
schäftigungsverhältnisses, wenn sie innerhalb 
von sechs Monaten beantragt wird, sonst vom 
Beginn des Monats an, in dem der Antrag ge- 
stellt wird. Die Befreiung ist unwiderruflich. 

§ 8b 

(1) Angestellte, deren Entgelt die Beitrags- 
bemessungsgrenze überschreitet, können von 
der Versicherungspflicht nach den Vorschriften 
des Artikels 2 § 1 Buchstabe b des Angestellten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzes befreit wer- 
den, wenn der Antrag innerhalb von sechs Mo- 
naten nach überschreiten der Beitragsbemes- 
sungsgrenze bei der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte gestellt wird. 

(2) Die Befreiung nach Absatz 1 tritt nur ein, 
wenn der Versicherte innerhalb von sechs Mo- 


naten nach überschreiten der Beitragsbemes- 
sungsgrenze einen Versicherungsvertrag nach 
Artikel 2 § 1 Buchstabe b des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes abschließt. 

(3) § 7 Abs. 5 und 6 gelten entsprechend. 

(4) Die Lebensversicherungsunternehmen ha- 
ben die Aufhebung oder Beitragsfreistellung 
von Versicherungsverträgen, die zur Befreiung 
von der Versicherungspflicht nach Absatz 1 ge- 
führt haben, der Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte binnen drei Monaten mitzuteilen. 

(5) Eine nach den vorstehenden Vorschriften 
ausgesprochene Befreiung von der Versiche- 
rungspflicht gilt auch für Angestellte, die in 
eine knappschaftversicherungspflichtige Tätig- 
keit überwechseln und dem zuständigen Träger 
der knappschaftlichen Rentenversicherung bin- 
nen drei Monaten nach erfolgtem Wechsel des 
Arbeitsplatzes nachweisen, daß der Versiche- 
rungsvertrag hinsichtlich der Beitragshöhe den 
Erfordernissen des Artikels 2 § 1 Buchstabe b 
des Knappschaftsrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes vom 21. Mai 1957 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 533) angepaßt wurde. 

(6) Die Befreiung von der Versicherungs- 
pflicht schließt das Recht zur freiwilligen Ver- 
sicherung in der Angestelltenversicherung nicht 
aus, sofern die sonstigen Voraussetzungen hier- 
für erfüllt sind." 

2. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der mit „sie wird" begin- 
nende Halbsatz gestrichen; 
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b) in Absatz 2 werden folgende Sätze 2 bis 5 
angefügt: 

„Die allgemeine Bemessungsgrundlage wird 
für jedes Jahr durch Gesetz festgesetzt. Bei 
der Festsetzung sind auch zu berücksichtigen 
die Entwicklung der wirtschaftlichen Lei- 
stungsfähigkeit, der Produktivität, des 
Volkseinkommens je Erwerbstätigen und 
die Ergebnisse der versidierungstedini- 
schen Bilanz (§ 110 Abs. 2). 

Eine Veränderung der allgemeinen Bemes- 
sungsgrundlage wird jeweils nur vorgenom- 
men, wenn sich das durchschnittliche Brutto- 
jahresarbeitsentgelt (Absatz 1) um minde- 
stens 10 vom Hundert gegenüber der letzten 
Veränderung geändert hat." 

3 . § 34 wird gestrichen. | 

4 . § 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 4 werden 

aa) nach den Worten „einer abgeschlosse- 
nen Fachschul- oder Hochschulausbil- 
dung" eingefügt die Worte „und der 
sich hieran anschließenden erforder- 
lichen weiteren Vorbereitung oder Aus- 
bildung", 

bb) in der letzten Zeile das Wort „fünf" 
durch das Wort „sechs" ersetzt; 

b) folgender neuer Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Bei Berufen mit sehr langen Vorberei- 
tungs- und Ausbildungszeiten kann die in , 
Absatz 1 Nr. 4 vorgesehene Anschlußzeit | 
von zwei Jahren auf drei Jahre ausgedehnt ' 
werden. Der Bundesminister für Arbeit und | 
Sozialordnung kann durch Rechtsverordnung i 
mit Zustimmung des Bundesrates Näheres 
bestimmen." 

5. § 49 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Bei Veränderungen der allgemeinen 
Bemessungsgrundlage (§ 32 Abs. 2) werden 
die Renten angepaßt," 

b) Absatz 2 wird gestrichen; Absatz 3 wird Ab- 
satz 2. 

6. § 93 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 7 erhält folgende neue Fassung: 

„(7) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung bestimmt durch Rechtsverord- 


nung mit Zustimmung des Bundesrates bis 
zum 30. Juni 1960 die Grundsätze und das 
Verfahren für den Ausgleich nach den Ab- 
sätzen 1 bis 6." 

b) Folgender neuer Absatz 8 wird angefügt: 

„(8) Der Finanzausgleich zwischen den be- 
teiligten Versicherungsträgern muß jeweils 
innerhalb von zwei Jahren erfolgen." 


Artikel 2 

Artikel 2 des Angestelltenversicherungs-Neure- 
gelungsgesetzes vom 23. Februar 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 88) wird wie folgt geändert: 

1. Der bisherige Wortlaut des § 1 wird Absatz 1; 
folgender neuer Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) § 7 Abs. 5 und 6 und § 8b Abs. 3 bis 6 
des Angestelltenversicherungsgesetzes gelten 
entsprechend." 

2. § 33 wird gestrichen. 

3. Der bisherige Wortlaut des § 41 wird Absatz 1; 
folgender neuer Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Absatz 1 Satz 2 gilt nicht bei der Fest- 
stellung von Witwen- und Witwerrenten, wenn 
der Tod des Ehemannes oder der Ehefrau nach 
dem 1. Januar 1958 eingetreten und vor diesem 
Zeitpunkt schon eine Versichertenrente gewährt 
worden ist." 

4. In § 54 Abs. 1 werden nach den Worten „in der 
Hauswirtschaft" die Worte „oder in der ge- 
werblichen Wirtschaft" eingefügt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. IS. 1) auch im Land 
Berlin. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1960 in Kraft. 
Die Nummern 1 und 4 treten mit Wirkung vom 
1. Januar 1957 in Kraft. 


Bonn, den 8. Oktober 1959 
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Frau Friese-Kom 
Mischnick 

Dr. Mende und Fraktion 



